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1 Trends und Herausforderungen der Arbeitswelt 

 
Lernziele 

Nach der Bearbeitung des Kapitels . . . 
• können Sie die wichtigsten Trends und Herausforderungen der heutigen Ar-

beitswelt erläutern und deren Bedeutung für die Gesundheit der Beschäftig-
ten beurteilen,  

• können Sie unter Bezugnahme auf die wichtigsten Zahlen, Daten und Fakten 
die Situation zur Sicherheit und Gesundheit in der Arbeitswelt beschreiben. 

 
 
1.1 Heutige und zukünftige Arbeitswelt 

Wie verändert sich die Arbeitswelt und was bedeutet das für die Gesundheit? Diese 
Frage beschäftigt nicht nur Trendforscher, Arbeitswissenschaftler und Vertreter der 
Politik, sondern zunehmend auch Unternehmens- und Personalverantwortliche. Im 
Folgenden werden wichtige Trends und Entwicklungen dargestellt, die aktuell die Ar-
beitswelt bestimmen (Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung [DGUV], 2016, S. 6). 
 
Digitalisierung: Bedingt durch den technologischen Fortschritt, verändert der digitale 
Wandel zunehmend die Gesellschaft und damit auch die Arbeitswelt. Bereits über 80 
Prozent der Beschäftigten in Deutschland nutzen in ihrer beruflichen Tätigkeit digitale 
Informations- oder Kommunikationstechnologien (Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales [BMAS], 2016). In Bezug auf den Digitalisierungsgrad deutscher Unternehmen 
lassen sich jedoch deutliche Unterschiede erkennen. So sind in der gewerblichen Wirt-
schaft bereits über ein Viertel der Unternehmen hoch digitalisiert, knapp die Hälfte 
der Unternehmen durchschnittlich und wiederum etwa ein Viertel der Unternehmen 
niedrig digitalisiert. Im Vergleich von verarbeitendem Gewerbe und Dienstleistungs-
bereich, zeigt sich eine geringere Digitalisierung des verarbeitenden Gewerbes. Wei-
tere Unterschiede zeigen sich auch im Hinblick auf verschiedene Unternehmensgrö-
ßen. Hier sind in Großunternehmen und in Kleinstbetrieben hohe Digitalisierungs-
grade zu verzeichnen, wohingegen im Mittelstand noch Nachholbedarf besteht (Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie [BMWi], 2016). Neue Technologien und 
technische Entwicklungen können bestehende Arbeitsformen verändern oder sogar 
neue entstehen lassen. Daraus ergeben sich neue Anforderungen an die Prävention 
und Gesundheitsförderung. Denn infolge der fortschreitenden Digitalisierung kann es 
zu einer möglichen Verschiebung von vielseitig körperlich belastenden, manuellen Tä-
tigkeiten hin zu eher einseitigen körperlichen oder geistigen Belastungen oder Kombi-
nationsbelastungen kommen, was schließlich zu einer Verschiebung der gesundheitli-
chen Beanspruchung führen kann. Gleichzeitig werden viele Tätigkeitsprofile komple-
xer. Hieraus können wiederum neue Herausforderungen für die arbeitsmedizinische 
Forschung und Betreuung entstehen (DGUV, 2016). 
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Arbeiten 4.0: Wenn es um neue Perspektiven und Gestaltungschancen für die Arbeit 
in der Zukunft geht, ist Arbeiten 4.0 ein zentraler Begriff. Unter Arbeiten 4.0 werden 
charakteristische Merkmale verstanden, die die zukünftige Arbeitswelt beschreiben 
und nachhaltig prägen. Neue Produkte und Dienstleistungen wie Drohnen, Roboter, 
3-D-Drucker, automatisiertes Fahren, intelligente Häuser oder Beratungen via Compu-
ter verändern die Arbeitswelt enorm. Digitalisierung und vernetztes Arbeiten domi-
nieren in der Arbeitswelt und wirken sich auf alle Bereiche der Arbeit aus (Wiessmann, 
2017). 4.0-Prozesse streben nach der Verknüpfung von Dingen, Maschinen, Prozes-
sen, Dienstleistungen und Menschen. Im Gegensatz zu früheren Digitalisierungspha-
sen wird jedoch eine neue Tiefe, Qualität und Reichweite ermöglicht (Hasselmann, 
Schauerte & Schröder, 2017). Technische Innovationen und die zunehmende Digitali-
sierung der Arbeit führen zu Veränderungen in Wirtschaft, Unternehmen und für Er-
werbstätige. Es verändern sich Arbeitsbedingungen und Produktionsweisen (Hassel-
mann et al., 2017).  
 
Flexibilisierung: Der zunehmende Fortschritt der Informations- und Kommunikations-
technologie führt zu einer Flexibilisierung der Arbeitswelt (Afflerbach & Gläsener, 
2016). In Betrieben werden vermehrt digitale Lösungen eingesetzt und „es erfolgt eine 
schnelle und einfache Informationsverfügbarkeit (…) durch die Wandlung analoger 
Maßnahmen in digitale Maßnahmen. Dabei kann eine Transformation auf mobile End-
geräte wie Tablet, Smartphone, Wearables sowie Computer ermöglicht und digitali-
siert werden“ (Kaiser & Matusiewicz, 2018, S. 2). Ressourcen werden freigesetzt, so-
dass effizienter gearbeitet werden kann. Körperlich schweren Arbeiten und Aufgaben 
unter Zwangshaltung werden reduziert und die Arbeitsorganisation optimiert. Neben 
den Chancen, welche die heutige Arbeitswelt mit sich bringt, resultieren aus den 
neuen Bedingungen auch Herausforderungen, Unwägbarkeiten und veränderte Belas-
tungsfaktoren. Ängste und Arbeitsplatzunsicherheiten verbreiten sich unter den Be-
schäftigten. Trotz Digitalisierung, Automatisierung und Computerisierung der Arbeits-
welt, ist jedoch ein „Ende der Arbeit“ nicht zu befürchten. Vielmehr werden neue Be-
rufe, Berufsbilder, Branchen und Arbeitsplätze entstehen (Wiessmann, 2017). Infolge-
dessen entstehen Qualifizierungsbedarfe, um neue Tätigkeiten und Aufgaben zu er-
lernen.  
 
Wertewandel: Die zunehmenden Veränderungen unserer Arbeitswelt führen auch zu 
einer Neubewertung des Charakters sowie des Stellenwertes der Arbeit in unserem 
Leben, da die berufliche Tätigkeit Einfluss auf Familie und Freizeit hat. Eine strikte 
Trennung zwischen Arbeit und Freizeit, wie sie früher üblich war, ist heute nur noch 
selten möglich. Die Bedeutung der Arbeit hat für den Einzelnen zugenommen und 
dient nicht nur als reines Mittel zur Einkommenssicherung. Der Wunsch nach mehr 
Zeitsouveränität oder individueller Gestaltung von Lebensentwürfen sind Beispiele 
kultureller und gesellschaftlicher Werteveränderungen. Dabei bedingen die Flexibili-
sierung und Mobilisierung die Gefahr der ununterbrochenen Erreichbarkeit und der 
steigenden Eigenverantwortung (Afflerbach & Gläsener, 2016). Die Verdichtung der 
Arbeit, ein höheres Arbeitstempo und Multitasking stellen entsprechend die Kehrseite 
der Digitalisierung dar (Institut DGB-Index Gute Arbeit, 2017). Überdauern Ängste und 
Belastungen, kann dies gesundheitsgefährdende Folgen haben und als existenzbedro-
hend empfunden werden (Spieß & Fabisch, 2017). 
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3 Rahmenbedingungen des BGM 

 
Lernziele 

Nach der Bearbeitung des Kapitels . . . 
• können Sie die Inhalte der Luxemburger Deklaration beschreiben und deren 

Bedeutung für das BGM erläutern, 
• können Sie den grundlegenden Aufbau der gesetzlichen Regelungen be-

schreiben, mit denen die Anforderungen an den Arbeitsschutz geregelt wer-
den, 

• können Sie die für ein BGM relevanten Gesetze des Arbeitsschutzes nennen, 
deren relevante Inhalte beschreiben und deren Bedeutung für ein BGM er-
läutern,   

• können Sie die für ein BGM relevanten Sozialgesetzbücher nennen, deren 
relevante Inhalte beschreiben und deren Bedeutung für das BGM erläutern, 

• können Sie die wesentlichen Inhalte des Präventionsgesetzes beschreiben 
und deren Bedeutung für ein BGM erläutern, 

• können Sie die wichtigsten für ein BGM relevanten Verordnungen, Leitlinien 
und Normen nennen, deren Inhalte beschreiben und deren Bedeutung für 
das BGM erläutern,  

• können Sie die wichtigsten Anforderungen an den Datenschutz im BGM be-
schreiben, 

• können Sie beschreiben, unter welchen Voraussetzungen Maßnahmen in ei-
nem BGM steuerbefreit angeboten werden können. 

 
 
3.1 Luxemburger Deklaration der EU  

Die Luxemburger Deklaration beschreibt die Grundsätze betrieblicher Gesundheitsför-
derung, auf die sich die Mitglieder des Europäischen Netzwerkes Betriebliche Gesund-
heitsförderung im November 1997 geeinigt haben. Sie ist eine Erklärung der Mitglie-
der des Europäischen Netzwerkes für betriebliche Gesundheitsförderung, die anläss-
lich eines Treffens in Luxemburg zu den Zielen und Inhalten betrieblicher Gesundheits-
förderung verabschiedet und letztmals 2014 aktualisiert wurde. Grundlage dieses 
Netzwerkes ist einerseits die EG-Richtlinie 89/391/EWG des Rates der Europäischen 
Gemeinschaft und andererseits die wachsende Bedeutung des Arbeitsplatzes als 
Handlungsfeld der öffentlichen Gesundheit. Das Ziel der EG-Richtlinie ist die Durch-
führung von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschut-
zes der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz (Artikel 1 EG-Richtlinie 89/391/EWG). Sie bildet 
nicht nur die Grundlage für die nationalen Gesetze, sondern auch für die betriebliche 
Gesundheitsförderung, wenngleich dies nicht explizit genannt wird. Die empfohlenen 
Maßnahmen der Richtlinie finden sich jedoch sinngemäß in vielen Konzepten der Ge-
sundheitsförderung wieder, so auch in der Luxemburger Deklaration.  
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Im Sinne der Luxemburger Deklaration ist Betriebliche Gesundheitsförderung [BGF] 
Teil einer Unternehmensstrategie, die darauf abzielt: 

• physische und psychische Krankheiten am Arbeitsplatz vorzubeugen,  
• Gesundheitspotenziale zu stärken und  
• das Wohlbefinden am Arbeitsplatz zu verbessern (ENWHP, 2014). 

 
Vor dem Hintergrund, dass der Arbeitsplatz Gesundheit und Krankheit auf verschie-
dene Art und Weise beeinflusst, ist es ein Ziel der BGF insbesondere diejenigen Fakto-
ren zu beeinflussen, die die Gesundheit der Beschäftigten verbessern. Dazu gehören: 

• Unternehmensgrundsätze und -leitlinien, die in den Beschäftigten einen wich-
tigen Erfolgsfaktor sehen und nicht nur einen Kostenfaktor 

• eine Unternehmenskultur und entsprechende Führungsgrundsätze, in denen 
Mitarbeiterbeteiligung verankert ist, um so die Beschäftigten zur Übernahme 
von Verantwortung zu ermutigen 

• eine Arbeitsorganisation, die den Beschäftigten ein ausgewogenes Verhältnis 
zwischen den Arbeitsanforderungen und den eigenen Fähigkeiten bietet 

• Einflussmöglichkeiten auf die eigene Arbeit 
• soziale Unterstützung durch Führungskräfte und Mitarbeiter/innen  
• eine Personalpolitik, die aktiv Gesundheitsförderungsziele verfolgt 
• ein integrierter Arbeits- und Gesundheitsschutz (ENWHP, 2014). 

 
Nach der Deklaration kann BGF nur dann erfolgreich und zielführend sein, wenn sie 
sich an folgenden Leitlinien orientiert: 

1. Partizipation: Die gesamte Belegschaft muss einbezogen werden  
2. Integration: BGF muss bei allen wichtigen Entscheidungen und in allen Unter-

nehmensbereichen berücksichtigt werden  
3. Projektmanagement: Alle Maßnahmen und Programme müssen systematisch 

durchgeführt werden: Bedarfsanalyse, Prioritätensetzung, Planung, Ausfüh-
rung, kontinuierliche Kontrolle und Bewertung der Ergebnisse  

4. Ganzheitlichkeit: BGF beinhaltet sowohl verhaltens- als auch verhältnisorien-
tierte Maßnahmen. Sie verbindet den Ansatz der Risikoreduktion mit dem des 
Ausbaus von Schutzfaktoren und Gesundheitspotenzialen (ENWHP, 2014). 

 
Folgenden Aufgaben werden dabei als vordringlich und als Grundlage für zukünftige 
Aktivitäten betrachtet: 

• BGF bekannter machen und alle Schlüsselpersonen zur Übernahme von mehr 
Verantwortung für Gesundheit bewegen 

• Ermitteln und Verbreiten von vorbildlichen Praxisbeispielen 
• Leitlinien für effektive BGF entwickeln 
• das Engagement der Mitgliedsstaaten für die Einleitung entsprechender politi-

scher Schritte sicherstellen 
• die besonderen Anforderungen in der Zusammenarbeit mit KMU berücksichti-

gen 
• Nationale Foren und Netzwerke unter Einbeziehung aller relevanten Interes-

sengruppen aufzubauen, um unterstützende BGF-Infrastrukturen für den In-
formationsaustausch und konzertierte Aktionen zu schaffen (ENWHP, 2014). 
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3.2 Gesetzliche Grundlagen eines BGM 

Für das Betriebliche Gesundheitsmanagement existiert eine Vielzahl gesetzlicher Vor-
gaben. Bevor Ihnen diesbezüglich die wichtigsten Rechtsgrundlagen vorgestellt wer-
den, erfolgt zunächst eine Einführung in die Normenhierarchie der Bundesrepublik 
Deutschland. Ein grundlegendes Verständnis der Normenhierarchie ist für die Arbeit 
einer Fachkraft für Betriebliches Gesundheitsmanagement essentiell, da sie im Rah-
men ihrer Tätigkeit zwangsläufig mit einer großen Anzahl unterschiedlicher Rechtsnor-
men wie Gesetzen, Verordnungen, Vorschriften etc. in Kontakt kommt.  
 
 
3.2.1 Normenhierarchie  
Deutsches Arbeitsschutzrecht 
Die Charta der Grundrechte der Europäischen Union spricht in Artikel 31 jedem Ar-
beitnehmer das Recht auf gesunde, sichere und würdige Arbeitsbedingungen zu. Die-
ses Recht ist in Artikel 151 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEU-Vertrag) verankert. Gemäß Artikel 153 des AEU-Vertrages können das Eu-
ropäische Parlament und der Rat zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen Richtli-
nien erlassen. Die Richtlinien sind als Mindestvorschriften anzusehen. Das bedeutet, 
dass die Mitgliedstaaten die gesetzten Standards nicht unterschreiten dürfen. Sie kön-
nen aber darüber hinausgehen. 
 
Maßgeblich für das europäische Arbeitsschutzrecht ist die Richtlinie 89/391/EWG 
über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Ge-
sundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit. Ihr sind einzelne Richtlinien zuge-
ordnet, die u.a. Mindestvorschriften für die Bereiche Arbeitsstätten, Arbeitsmittel und 
Persönliche Schutzausrüstungen enthalten. 
 
Die Grundlage für den deutschen Arbeitsschutz liefert das Grundgesetz. Die Artikel des 
Grundgesetzes stehen über allen anderen deutschen Rechtsnormen. Alle weiteren 
Gesetze mit denen die Anforderungen an den Arbeitsschutz geregelt werden, bauen 
auf dem Grundgesetz auf. Die grundlegenden Arbeitsschutzpflichten des Arbeitge-
bers, die Pflichten und die Rechte der Beschäftigten sowie die Überwachung des Ar-
beitsschutzes durch die zuständigen staatlichen Behörden sind geregelt im Gesetz 
über die Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Si-
cherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei der Arbeit (kurz: Arbeits-
schutzgesetz, ArbSchG). Dieses Gesetz setzt die Anforderungen der europäischen Ar-
beitsschutzrahmen-Richtlinie (Richtlinie 89/391/EWG) in deutsches Recht um. 
 
Daneben sind weitere Gesetze wie beispielsweise das Arbeitssicherheitsgesetz zu be-
rücksichtigen, die u. a. auch die erforderlichen rechtlichen Voraussetzungen für den 
Vollzug von EU-Verordnungen in Deutschland schaffen. Die EU-Verordnungen gelten 
dabei unmittelbar auch für Deutschland und dürfen nicht in deutsche Gesetze über-
führt werden. In den Gesetzen ist eine Verordnungsermächtigung enthalten, auf de-
ren Grundlage die Bundesregierung, einzelne Ministerien wie das Bundesministerium 
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für Arbeit und Soziales oder Länderregierungen untergeordnete Verordnungen erlas-
sen können. Diese sind rechtsverbindlich und sollen die gesetzlichen Pflichten konkre-
tisieren (IFA, 2018b). 
 
Technische Regeln 
Zur Konkretisierung von Gesetzen und Verordnungen zum Arbeitsschutz dienen tech-
nische Regeln. Sie enthalten Empfehlungen und technische Vorschläge, auf welche Art 
und Weise die jeweiligen Forderungen umgesetzt werden können. Generell sind Tech-
nische Regeln nicht rechtsverbindlich. Bei ihrer Einhaltung kann der Arbeitgeber je-
doch davon ausgehen, dass die zu Grunde liegenden Forderungen der Gesetze und 
Verordnungen erfüllt sind. Für die Einhaltung der Gebote der Verordnungen (z. B. Ar-
beitsstättenverordnung), sind die staatlichen Arbeitsschutzbehörden auf Länder-
ebene zuständig (IFA, 2018b).  
 
Befugnis der Unfallversicherungsträger 
Gemäß dem siebten Buch des Sozialgesetzbuchs werden die Unfallversicherungsträ-
ger ermächtigt, sogenannte Unfallverhütungsvorschriften (DGUV-Vorschriften) zu er-
lassen. Diese Vorschriften sind als autonomes Recht für die Versicherten verbindlich. 
Neben diesen Vorschriften veröffentlichen die Unfallversicherungsträger auch DGUV-
Regeln und DGUV-Informationen. DGUV-Regeln dienen als Hilfestellung bei der Um-
setzung der Anforderungen aus den staatlichen und autonomen Arbeitsschutzvor-
schriften. Hält der Arbeitgeber die dort gegebenen Empfehlungen ein, kann er davon 
ausgehen, dass er geeignete Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufs-
krankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren getroffen hat. DGUV-Infor-
mationen werden als unverbindliche Hilfestellungen und Empfehlungen für be-
stimmte Branchen, Tätigkeiten und Zielgruppen herausgegeben (IFA, 2018b). 
 
Normung 
Zur Konkretisierung der im europäischen und deutschen Regelwerk genannten grund-
legenden Sicherheitsanforderungen werden Empfehlungen in Form von Normen ver-
öffentlicht. Normen sind ein wichtiges Instrument zur Umsetzung des gesetzlichen 
Präventionsauftrags der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung. Mit ihnen soll ein 
wichtiger Beitrag zur Vermeidung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeits-
bedingten Gesundheitsgefahren geleistet werden. In Normen können beispielsweise 
Standards für sichere und ergonomisch geeignete Arbeitsmittel gesetzt werden, 
wodurch sich Risiken für Sicherheit und Gesundheit verhindern oder minimieren las-
sen (DGUV, 2018).  
 
In Deutschland ist das Deutsche Institut für Normung (DIN) die zuständige deutsche 
Normungsorganisation. Neben deutschen Normen (DIN-Norm) werden auch Normen 
auf europäischer Ebene bzw. internationaler Ebene ausgearbeitet (EN- bzw. ISO-Nor-
men). Ihr Ursprung wird im Namen einer Norm deutlich. So wurde z. B. eine DIN EN 
ISO international erarbeitet und anschließend in die europäische und deutsche Nor-
mung übernommen (IFA, 2018b). 
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Definition – psychische Belastung 
 

  
Unter psychischer Belastung ist „die Gesamtheit aller erfassbaren Einflüsse, die von 
außen auf einen Menschen zukommen und diesen psychisch beeinflussen“  (DIN EN 
ISO 10075-1, S. 6). 

 
Ausgehend von dieser Definition lassen sich psychische Belastungsfaktoren bei der Ar-
beit in folgende Merkmalsbereiche unterteilen (BAuA, 2016f): 

• Arbeitsinhalt/Arbeitsaufgabe 
• Arbeitsorganisation 
• Soziale Beziehungen 
• Arbeitsumgebung 

 
Die Merkmalsbereiche entsprechen den Vorgaben des „Ratgebers zur Gefährdungs-
beurteilung“, der im November 2016 in 3. und aktualisierter Auflage von der Bundes-
anstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin herausgegeben wurde. Der Ratgeber un-
terstützt Fachleute aus dem Arbeitsschutz bei der Planung und Durchführung der Ge-
fährdungsbeurteilung und basiert auf den neuesten arbeitswissenschaftlichen Er-
kenntnissen. Neben Hinweisen zur Vorbereitung und Durchführung der Gefährdungs-
beurteilung enthält er eine ausführliche Darstellung möglicher Gefährdungs- und Be-
lastungsfaktoren. Im Folgenden werden Ihnen nun exemplarisch die den Merkmalsbe-
reichen zugeordneten Belastungsfaktoren vorgestellt.  
 

 
 

Merke 
 

  
Im jeweiligen Arbeitskontext können diese Faktoren je nach Art und Ausprägung 
entweder als Gefährdung der Gesundheit oder auch als unterstützende Ressource 
wirken. 

 
Arbeitsinhalt/Arbeitsaufgabe 
Dem Merkmalsbereich „Arbeitsinhalt/Arbeitsaufgabe" werden folgende Belastungs-
faktoren zugeordnet (BAuA, 2016f): 

• Vollständigkeit der Aufgabe 
Eine Arbeitstätigkeit gilt als vollständig, wenn die Beschäftigten ihre Tätigkeit 
nicht nur selbst ausführen, sondern auch selbst vorbereiten, organisieren und 
kontrollieren können und die Tätigkeiten unterschiedlich hohe Denkanforde-
rungen stellen.  
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• Handlungsspielraum 
Der Handlungsspielraum umfasst die Einflussmöglichkeiten, die in der Tätigkeit 
enthalten sind. Sie werden unterteilt in zeitliche und inhaltliche Freiheitsgrade.  

• Variabilität (Abwechslungsreichtum) 
Eine Tätigkeit gilt als abwechslungsreich, wenn die Anforderungs- und Aufga-
benvielfalt einer Arbeitstätigkeit gegeben ist und die Beschäftigten verschie-
dene Fähigkeiten und Fertigkeiten in die Arbeitstätigkeit einbringen können. 

• Information/Informationsangebot 
Um Arbeitsaufgaben erfolgreich bearbeiten zu können, benötigen Mitarbeiter 
ausreichende Informationen über die eigenen Aufgaben, den Arbeitsgegen-
stand, das geforderte Ergebnis sowie die notwendigen Prozessschritte. 

• Verantwortung 
Unter Verantwortung sind die Pflichten zu verstehen, die ein Beschäftigter hat, 
wenn er eine bestimmte Tätigkeit ausführt. Sie kann sich einerseits auf die Ar-
beitsergebnisse und die Leistung sowie auf die Sicherheit und Gesundheit an-
derer Personen beziehen. Andererseits können Beschäftigte im Rahmen ihrer 
Tätigkeit auch für Anlagen, Maschinen oder die Umwelt verantwortlich sein. 

• Qualifikation 
Qualifikation umfasst die Fachkompetenzen (z. B. Arbeitstechniken, Fach-
kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten) aber auch die sozial-kommunikati-
ven Kompetenzen, die für die adäquate Ausführung einer Tätigkeit erforderlich 
sind. 

• Emotionale Inanspruchnahme 
Zur emotionalen Inanspruchnahme von Beschäftigten kommt es insbesondere 
bei Tätigkeiten im Dienstleistungssektor (im Kontakt mit Kunden, Klienten und 
Patienten). 

 
Arbeitsorganisation 
Dem Merkmalsbereich „Arbeitsorganisation" werden folgende Belastungsfaktoren zu-
geordnet (BAuA, 2016f): 

• Arbeitszeit 
Unter dem Aspekt des Gesundheits- und Beschäftigtenschutzes kommt der Ar-
beitszeit nach wie vor eine besondere Bedeutung zu. Im Sinne des Arbeitszeit-
gesetzes versteht man unter Arbeitszeit die Zeit von Beginn bis zum Ende der 
Arbeit ohne Pausen. Ihre Gestaltung hängt stark von den gesetzlichen Rahmen-
bedingungen ab (Gesetze, Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstvereinbarun-
gen). Wichtige Determinanten der Arbeitszeit sind Nachtarbeit, werktägliche 
Arbeitszeit, Ruhepausen, Ruhezeit, Nacht- und Schichtarbeit, Sonn- und Feier-
tagsbeschäftigung sowie Bereitschaftsdienste. Die Gestaltung der Arbeitszeit 
ist auch nicht unabhängig von wirtschaftlichen Aspekten zu betrachten. Um 
ihre Wettbewerbsfähigkeit zu behalten, wollen Unternehmen flexibel auf den 
Markt reagieren können.  


